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Vorlage der Verwaltung  

Stadtbahnlinie Friesenheim  
Sachstandsbericht zur Kostenentwicklung des Bauabschnittes 1 "Hohenzo l-
lernstraße" und dem Beschluss über die vertiefte Prüfung von Alternati ven  

Vorlage Nr.: 20214322 

 

A N T R A G 

Der Stadtrat möge wie folgt beschließen: 

1.  Der Stadtrat möge den Sachstand und die Kostenentwicklung der Maßnahme Stadtbahn-
linie Friesenheim zur Kenntnis nehmen. 

 
2.  Der Stadtrat möge entscheiden, ob die Verwaltung die planfestgestellte Lösung unter den 

hier dargestellten Randbedingungen fortführen oder eine Planung mit dem Ziel der Kos-
tenreduzierung im Detail weiter untersuchen soll. 

 
Die Verwaltung und die rnv werden dann im April 2022 eine Alternative zur Abstimmung 
vorlegen. Hierfür wird die VBL / RNV mit der Durchführung der erforderlichen Planungs-
leistungen in Höhe von 250.000 EUR beauftragt. 

 
Der barrierefreie Umbau der verbleibenden Haltestellen ist bei der Umsetzung beider Va-
rianten gewährleistet.  

 

 



 

1. Vorb emerkungen  

Angesichts der aktuellen politischen Entwicklungen sehen wir als Verwaltung die Verantwor-
tung über mögliche Alternativen zu informieren die den Koalitionsverträgen von Bund und 
Land entsprechen.  
 
Im Koalitionsvertrag des Bundes heißt es hierzu: 
ĂWir wollen Lªnder und Kommunen in die Lage versetzen, Attraktivitªt und Kapazitªt des 
ÖPNV zu verbessern. Ziel ist, die Fahrgastzahlen des öffentlichen Verkehrs deutlich zu stei-
gern.ñ 
 
Der Koalitionsvertrag des Landes sagt hierzu aus: 
ĂMobilitªt ermºglicht Freiheit und Teilhabe, sie ist ein Grundbedürfnis. Dem Nahverkehr 
kommt dabei in Zukunft noch mehr als heute schon eine Schlüsselfunktion zu. Daher wollen 
wir die Angebote des Nahverkehrs stärken und den ÖPNV im Sinne einer sozial und ökolo-
gisch gerechten Mobilität ausgestalten. Dafür gilt es, die in Gang gesetzten Maßnahmen 
fortzuführen und weiterzuentwickeln. Unser Ziel ist, dass der Modal-Split-Anteil des Nahver-
kehrs an allen zurückgelegten Kilometern bis zum Jahr 2030 deutlich steigt.ñ   

 

2. Historie un d planfestgestellte Variante  

 
In der Sitzung des Stadtrates am 26.09.2005 erfolgte der Beschluss, dass die Schienenver-
kehrsanbindung des Stadtteils Friesenheim beibehalten werden soll. 
 
Die Verwaltung wurde beauftragt die Planung und Finanzierung für den Planfall S10 entspre-
chend der Empfehlung der Ă¥PNV-Studie zu den Linien 10 und 11 im Stadtteil Friesenheim 
in betrieblicher und baulicher Hinsichtñ durchzuf¿hren. 
 
Zum damaligen Zeitpunkt war eine zwingende Vorgabe des Fördergebers Land, dass eine 
Straßenbahn auf einem gesonderten Gleiskörper geführt werden muss. Daher berücksichtig-
ten alle Planungen diese Vorgabe. Fördermittel des Bundes gab es lediglich für Maßnahmen 
mit einer Summe der anrechenbaren Kosten von mehr als 50 Mio. EUR sowie einem positi-
ven Kosten-Nutzen-Quotienten anhand einer standardisierten Bewertung. 
 
Das Ergebnis der Planung f¿r den Bereich ĂHohenzollernstraÇeñ und ĂAlt-Friesenheimñ sowie 
der Vorabstimmung und der Prüfung über die Förderwürdigkeit der Maßnahme wurde am 
21.05.2012 im Bau- und Grundstücksausschuss vorgestellt. Am 22.05.2012 wurde das Pla-
nungsergebnis in einem Bürgerforum der Öffentlichkeit vorgestellt. In der vorgestellten Pla-
nung sollte auf der gesamten Stadtbahnstrecke Hohenzollernstraße zwischen der Marienkir-
che und der Haltestelle Friesenheim Mitte ein eigener Gleiskörper hergestellt und die Halte-
stellen barrierefrei ausgebaut werden. Für den Bereich zwischen der Marienkirche und der 
BenzstraÇe und den Bereich ĂAlt-Friesenheimñ sah der Planungsentwurf einen eingleisigen 
Streckenabschnitt vor, der Begegnungsverkehre ausschloss.  
 



Am 25.06.2012 beschließt der Stadtrat die Fortführung dieser Variante. 
 
Zur Absicherung der Förderung der Maßnahme durch das Land wurde zunächst eine För-
dervoranfrage beim Ministerium des Innern, für Sport und Infrastruktur gestellt. 
 
In einem Planungsgespräch beim Ministerium im November 2013 wurde eine Modifizierung 
der Planung besprochen. 
 
Als Ergebnis dieses Gesprächs sollte für den Bereich Alt-Friesenheim ein bestandsnaher 
Ausbau der Stadtbahngleise durchgeführt werden. Die vorhandene zweigleisige Gleisanlage 
in der Fahrbahn sollte beibehalten und die Haltestellen barrierefreie ausgebaut werden. In 
diesem Abschnitt sollte nur der barrierefreie Ausbau der Haltestellen gefördert werden. Eine 
Förderung der Erneuerung der Gleisanlage in gleicher Lage war zum damaligen Zeitpunkt 
nicht möglich. 
 

Für den Bereich der Hohenzollernstraße sollte die ursprüngliche Planung, welche einen ei-

genen Gleiskörper vorsah fortgeführt werden. 

Am 31.03.2014 stimmte der Bau- und Grundstücksausschuss dem geänderten Konzept zu. 
 
Der Stadtrat genehmigte die Änderung des Planungskonzeptes in seiner Sitzung am 
07.04.2014. 
 
Die daraufhin überarbeitete Planung wurde am 20.07.2015 dem Bau.- und Grundstücksaus-
schuss, den Ortsbeiräten von Friesenheim und Nord sowie der Öffentlichkeit vorgestellt. 
 
In zwei Anwohnerversammlungen wurde dann am 14.09.2015 und am 23.09.2015 die Pla-
nung öffentlich diskutiert. (Siehe Anlage 2 a und 2 b)  
 
Mit den aus den Anwohnersammlungen gewonnenen Erkenntnis wurde die Planung überar-
beitet und die aktualisierte Planung am 03.03.2016 den Ortsbeiräten von Friesenheim und 
Nord in einer öffentlichen Sitzung vorgestellt.  
 
F¿r den Bereich ĂAlt Friesenheimñ (Bauabschnitt 2) wurde am 31.03.2017 der Antrag auf 
Plangenehmigung bei der Planfeststellungsbehörde eingereicht. Die Plangenehmigung wur-
de am 10.01.2018 der Stadt übergeben. Für den am 12.08.2016 eingereichte Antrag auf 
Förderung des barrierefreien Ausbaus der Haltestellen erfolgte am 03.12.2018 die formale 
Förderzusage. 
 
Nach der Vorlage der Plangenehmigung und der Förderzusage wurde vom Stadtrat, in seiner 
Sitzung am 10.12.2018, die Maßnahme genehmigt. 
 
F¿r den Bereich ĂHohenzollernstraÇeñ (Bauabschnitt 1) wurde am 09.06.2017 ein Antrag auf 
die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens gestellt. Der Planfeststellungsbeschluss 
erging am 06.05.2021 und wurde im Juni 2021 rechtsverbindlich. 
 
Mit Datum vom 03.01.2017 wurde der Antrag auf Bewilligung der Förderung der Maßnahme 
beim Land eingereicht. Ein Bewilligungsbescheid kann erst nach Vorlage des Planfeststel-
lungsbeschlusses und einer aktualisierten Kostenberechnung erwartet werden. 



 
Die aktualisierte Kostenberechnung zeigte, dass sich die ursprünglich im Zuwendungsantrag 
genannten Gesamtkosten (Stand 2017) der Maßnahme von insgesamt 18,5 Mio. EUR auf 35 
Mio. EUR (aktueller Stand) erhöht haben.  
 
Diese Kostenerhöhung hat wesentliche Auswirkungen auf das ursprüngliche Finanzierungs-
modell, da die Mittel in dieser Höhe dort nicht berücksichtigt waren.   
 
Aus diesem Grund wurden erste Überlegungen für eine Reduzierung der Kosten angestellt, 
die unter Punkt 2 näher erläutert werden sollen. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass seit 
2020 der Bestandsausbau von Straßenbahnen im Rahmen des GVFG (Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz) vom Bund gefördert werden kann.  
 
Da wegen des fehlenden Bewilligungsbescheids des Landes die Finanzierung des Abschnit-
tes Hohenzollernstraße noch nicht sichergestellt ist, konnte bisher noch keine Maßnahmege-
nehmigung durch die städtischen Gremien beantragt werden.  
 

3. Alternativplanung zur planfestgestellten Planung  

 
Im Rahmen des Bestandsausbaus ist nur vorgesehen diejenigen Straßenbereiche zu über-
planen und entsprechend auszubauen, bei denen es: 

¶ infolge des barrierefreien Ausbau der Haltestellen,  

¶ infolge von Anpassungen an die Gleisanlage oder  

¶ auf Grund ihres Oberflächenzustandes  
erforderlich ist. 
Dies betrifft im Besonderen die Fahrbahnbereiche. Da der Oberflächenzustand der Gehwege 
größtenteils keine größeren Schäden aufweist, werden nur die Teilabschnitte berücksichtigt, 
deren Umbau durch die Stadtbahnmaßnahme erforderlich ist. Bei den restlichen Gehwegflä-
chen werden lediglich schadhafte Abschnitte instandgesetzt. 
Diejenigen Bereiche, in denen weitestgehend nur der Gleisbereich in bestehender Lage 
straßenbündig erneuert wird, sind: 

- westlich der Kreuzung Carl-Friedrich-Gauß-Straße bis östlich der Einmündung  

Röntgenstraße 

- westlich der Kreuzung Pettenkoferstraße bis westlich der Einmündung Virchowstraße  

- westlich Knotenpunkt Bremserstraße bis westlich Einmündung Benzstraße. 

Im Bereich nordwestlich der Kreuzung Ernst-Lehmann-Straße/Hüttenmüllerstraße bis südöstlich 
der Einmündung Taubenstraße sollen sich die Planungen ebenfalls weitestgehend auf den 
Gleisbereich beschränken. Abweichend zu den o. g. Bereichen soll hier jedoch noch im Detail 
geprüft werden ob eine getrennte Führung der Gleise, stadteinwärts straßenbündig und stadt-
auswärts als besonderer Bahnkörper in Grüngleis ï wie in der Planfeststellung vorgesehen ï 
geplant werden kann. 

Für den Bestandsausbau ist die Durchführung eines komplett neuen Planfeststellungsverfahren 
nicht mehr erforderlich. Für die Instandsetzung der Gleisanlage ist kein Verfahren erforderlich, 
da es sich hierbei lediglich um den Austausch der alten Gleisanlagen gegen eine neue Anlage 



handelt. 

Für den Ausbau der barrierefreien Haltestellen kann auf das bestehende Planfeststellungsver-
fahren zurückgegriffen werden. Notwendige Änderungen in den Haltestellenbereichen können 
als Tekturpläne genehmigt werden. 

4. Kosten  

 
4.1 Planfestgestellte Variante ï Kostenentwicklung  
 
Die Datenbasis für die genannten Kosten ist das Jahr 2021. Derzeit ist jährlich mit einer Kos-
tensteigerung in Höhe von rund. 5,5 % zu rechnen.  
 
 

 
Datum 

 
Gesamtkosten 

Erwartete 
Zuwendungen*) 

 
Ausbaubeiträgen 

 
Stadtanteil 

Jan. 2017 
Einreichung Förderan-
trag 

18,50 Mio. 
EUR 

8,75 Mio. EUR 3,52 Mio. EUR 6.23 Mio.  
EUR 

Dez. 2018 
Nachrichtl. In der Maß-
nahmegenehmigung des 
BA 2 

23.48 Mio. 
EUR 

11.10, Mio. 
EUR 

4,40 Mio. EUR 7,98 Mio. EUR 

Juli 2021 
Aktualisierte Kostenbe-
rechnung 

35,00 Mio. 
EUR 

14.02 Mio. EUR 10,00 Mio. EUR 10,98 Mio. 
EUR 

*) Annahme 70 % der Kosten für den Stadtbahnausbau 
 
Für die Ermittlung der Kosten für die Straßenflächen außerhalb der Stadtbahnanlage wurden 
bis zum Dez. 2018 die Nettokosten angesetzt. Durch eine danach durchgeführte Prüfung der 
steuerrechtlichen Voraussetzung wurde es notwendig diese als Bruttokosten anzusetzen. 
 
 
Damit ist die Erhöhung der Gesamtkosten seit 2018 auf folgende Ursachen zurückzuführen: 
 
Berücksichtigung der Mehrwertsteurer:      2.200.000 EUR 
 
Schienenersatzverkehr       1.950.000 EUR 
 
Ingenieurleistungen und Projektleitung     4.300.000 EUR 
(z.B. durch erhöhten Prüfungsaufwand/Gutachterkisten wegen TAB-Forderungen,  
Kostenanpassung der Projektleitungskosten und Planungskosten),    
  
 
Zusätzliche TAB-Anforderungen an die bauliche Ausführung   3.070.000 EUR 
und allgemeine Baupreiserhöhungen  



 
Diese Kostenerhöhung wirkt sich auch entsprechend auf die ausbaubeitragsfähigen Kosten 
aus und ist dort auf folgende Ursachen zurückzuführen: 
 
Berücksichtigung der Mehrwertsteurer:      2.000.000 EUR 
 
Fortschreibung der Kosten für Ingenieurleistungen,  
Projektleitung und Projektsteuerung      1.500.000 EUR 
 
Baukosten :        2.100.000 EUR 
 
4.2 Kostenabschätzung ï Variante Bestandsau sbau  
 
Eine genauere Aussage zu diesen Kosten ist erst nach Vorlage einer Vorplanung möglich. 
Die prognostizierten Kosten für den ausbaubeitragsfähigen Straßenbau betragen rund  
5.500.000 EUR ausbaubeitragsfähige Kosten/ geschätzt. Für die Finanzierung der ausbau-
beitragsfähigen Kosten wären somit rund 4.400.000 EUR an Ausbaubeiträgen erforderlich. 
Für den Ausbau der Bahnanlage (Gleisanlage, Fahrsignalanlage, Fahrleitung und Haltestel-
len) beträgt die Kostenprognose 26.000.000 EUR. 
Damit belaufen sich die Gesamtkosten für die Alternativplanung auf rund 31.500.000 EUR 
 
4.3 Ausbaubeiträge (siehe hierzu auch Anlage 1) 
 
Die MaÇnahme Stadtbahnlinie Friesenheim ĂHohenzollernstraÇeñ liegt in den Abrechnungs-
einheiten ĂFriesenheimñ und ĂNordñ.  
Durch die Kostenerhöhungen ergeben sich nach Abzug des Gemeindeanteils folgende aus-
beitragsfähige Mehrkosten 
 

 Planfestgestellte 
Variante 

Bestandsaus-
bau 

Erforderliche. Ausbaubeiträge  
insgesamt 

 
10.000.000 EUR 

 
4.400.000 EUR  

Breits im Straßenausbaupro-
grammen berücksichtigt 

 
5.470.000 EUR 
 

 
5.470.000 EUR 

 
Erforderliche zusätzliche Aus-
baubeiträge 
 

 
4.530.000 EUR 

 
Keine 

 
 
Die höheren Ausbaubeiträge aus der planfestgestellten Variante wirken sich wie folgt auf die 
Ausbaubeiträge der Abrechnungseinheiten aus: 
 
Nord:  2.175.000 EUR / 3.568.097 m² / 5 Jahre = 15 Cent/beitragsfähige Fläche/Jahr  
Friesenheim:  2.355.000 EUR / 8.493.894 m² / 5 Jahre =   4 Cent/beitragsfähige Fläche/Jahr  
 
Diese Mehrkosten waren bisher bei der Festlegung der Beitragsätze nicht berücksichtigt, da 
sie zum Zeitpunkt des Beschlusses des Ausbauprogramms noch nicht bekannt waren. Sie 



müssen daher bei der Aufstellung des neuen Straßenausbauprogramms berücksichtigt wer-
den. 
 
 
4.4 Zuwendungen  
 
4.4.1 Zuwendungen planfestgestellte Variante  
 
Der Zuwendungsantrag für den 1. Bauabschnitt ĂHohenzollernstraÇeñ wurde am 03.01.2017 
beim Land eingereicht. Wie unter Pkt.1 beschrieben muss der Zuwendungsantrag noch fina-
lisiert werden. Daher kann derzeit noch keine gesicherte Angabe zu der Höhe der Bewilli-
gung der Fördermittel erfolgen. Für die Berechnung wurde im Antrag die Förderquote abge-
schätzt und ein Fördersatz von 70% angenommen. 
 
4.4.2 Zuwendung Alternativplanung  
 
Die Zuwendungsfähigkeit einer Alternativplanung kann grundsätzlich nach dem im Jahre 
2020 novellierten GVFG nach dem Fördertatbestand Grunderneuerung förderfähig sein. 
Hierbei ist zu beachten, dass seitens des Bundes gefordert ist, in den grundzuerneuernden 
Abschnitten den Vorrang sicherzustellen. Explizit sei dies durch überwiegend besonderen 
Bahnkörper oder andere (etwa telematische) Lösungen herzustellen.  
Der Bund fördert Grunderneuerungen mit einem Fördersatz von bis zu 50% der zuwen-
dungsfähigen Investitionskosten (zuwendungsfähige Kosten). Ferner gilt eine Bagatellgrenze 
i. H. v. 10 Mio. EUR zuwendungsfähige Kosten. Darüber hinaus tauschte sich die rnv hierzu 
im November 2020 mit dem damals zuständigen Ministerium (MWVLW) aus. Das MWVLW 
sicherte eine Aufstockung der nach LVFGKom förderfähigen Bereiche bis zur Höhe des 
LVFGKom zu. Nach dieser Absprache wären etwa die (barrierefreien) Haltestellenbereiche 
zu bis zu 85% (Bund 50% + Land 35%) förderfähig. Ob diese Aussage nach der Landtags-
wahl und der resultierenden Zuständigkeit des neuen Ministeriums (MKUEM) bestand hat, 
konnte noch nicht abschließend geklärt werden.   
 
Nach aktuellem Planungsstand sind für die Alternativplanung Gesamtkosten in Höhe von 
rund. 31,5 Mio. EUR veranschlagt. Bei einem Fördersatz von abschnittsweise 50% bzw. 85% 
läge die geschätzte Zuwendung bei max. 14 Mio. EUR.  



 

5. Maßnahmen Dritter im  Bereich des Abschnittes Hohenzollernstraße  

   
5.1. Maßnahme der Technischen Werke Ludwigshafen  
 

 
 
Die Versorgungsleitungen der Technischen Werke Ludwigshafen im Bereich des Bauab-
schnittes ĂHohenzollernstraÇeñ wurden bereits, bis auf den Abschnitt zwischen dem Anwe-
sen Hohenzollernstraße 89 (zwischen der Riedsaumstraße und der Siemensstraße) und der 
Sternstraße umgelegt und erneuert. Die Leitungen in dem genannten Bereich konnten noch 
nicht umgelegt und erneuert werden, da diese ansonsten in Zukunft unter den Gleisen liegen 
würden. Die geplante Trasse ist zurzeit noch mit den bestehenden Gleisen blockiert. 



 
5.2 Maßnahme des Wirtschaftsbetriebes Ludwigshafen ï Bereich  
      Stadtentwässerung und Straßenunterhalt  
 

 
 

Im Bereich der Baumaßnahme war die Erneuerung des Kanals und der Hausanschlüsse 
erforderlich. Diese ist inzwischen bis auf den Abschnitt zwischen der Bremserstraße und bis 
einschließlich der Haltestelle Heinrich-Ries-Halle abgeschlossen. Der Neubau des Kanals 
konnte in diesem Bereich wegen der Lage des Kanals zur Gleisanlage noch nicht durchge-
führt werden und soll im Rahmen der Stadtbaumaßnahem erneuert werden.  
 
 
6. Gegenüberstellung der zurzeit erkennbaren Vor - und Nachteile der beiden Pl a-

nungsvarianten  
 

 Planfestgestellte Planung  Alternativplanun g 
(Bestandsausbau) 

Auswirkungen auf den Bahnbetreib 

 Ein 15-Minuten-Takt ist auf 
dem Abschnitt Marienkirche-
Fichtestraße mit der Linie 10 
möglich. Eine zusätzliche 
Taktverdichtung wäre mit 
einer Beeinträchtigung der 
Betriebsstabilität verbunden, 
da in den eingleisigen Ab-
schnitten keine Begegnung 
von 2 Bahnen möglich ist.  
Es ist in diesem Zusammen-
hang auch darauf hinzuwei-
sen, dass die Dimensionie-

Eine durchgehend 2-gleisig stra-
ßenbündige Strecke ist leistungs-
fähiger als eine abschnittsweise 
eingleisige im besonderen Bahn-
körper. 
 
Generell weist eine 2-gleisige 
Streckenführung eine höhere Be-
triebsstabilität auf, bei z. B. Ver-
spätungen behindern sich begeg-
nende Bahnen nicht gegenseitig 
im Gegensatz zu eingleisigen 
Abschnitten. Was negative Folgen 


